
 

 

 

 

Brüssel, den 22.02.2024. Brüssel, den 21.02.2024. Viele Menschen in Deutschland stehen 

jeden Tag vor einer schweren Entscheidung. Dabei geht es nicht darum, welcher Partei man 

bei der nächsten Wahl das Vertrauen ausspricht, sondern immer öfter um die Frage, welche 

Lebensmittel und sonstigen Produkte des täglichen Bedarfs im Supermarkt noch bezahlbar für 

den eigenen Geldbeutel sind. Betroffen davon sind längst nicht mehr nur Menschen mit 

niedrigem Einkommen, sondern auch immer mehr Familien, die sich früher zum klassischen 

Mittelstand zählten. 

Eine Sonderauswertung des Statistischen Bundesamtes zur Preisentwicklung von 

Lebensmitteln zeigte jüngst deutliche Preissteigerung binnen nur eines Monats (Dezember 

2023 bis Januar 2024). In einem Artikel griff die Frankfurter Allgemeine Zeitung die Erhebung 

auf und folgerte einen Preisanstieg um 4,2 Prozent bei Gemüse, 13,3 Prozent bei Speiseöl, 13,6 

Prozent bei Tomaten und deutlichen 19 Prozent bei Auberginen, Mais und Kürbissen. Der Preis 

von Olivenöl sei in den vergangenen 6 Monate sogar um 46 Prozent gestiegen. 

Die Entwicklung führt bundesweit dazu, dass immer mehr Menschen mit Sorge in die Zukunft 

blicken. Ein kleiner Blumenkohl für 4,30€ und eine Gurke für 1,70€ sind keine Seltenheit mehr, 

sondern neuer Alltag für viele Menschen. Gleichzeitig steigen auch die Preise in Mensen und 

Kantinen immer rascher. 

Lars Patrick Berg, Mitglied des Europäischen Parlaments, kommentierte: 

„Immer mehr Menschen blicken aufgrund der anhaltenden Rezession mit Pessimismus in die 

Zukunft. Die Inflation bei Produkten des alltäglichen Bedarfs ist nach wie vor hoch und 

summiert sich zu den Teuerungen in anderen Lebensbereichen. Für immer mehr Menschen in 

Deutschland droht eine ausgewogene Ernährung zunehmend zum Luxus und der Gang in den 

Supermarkt zu einer Hetzjagd von Angebot zu Angebot zu werden. 

Die Politik der Ampel-Koalition setzt dieser Entwicklung nichts entgegen. Durch den fatalen 

Sonderweg in der Energiepolitik haben die Ampel-Parteien massive Verteuerungen des 

Strompreises verschuldet, die Verbraucher privat tragen und bei vielen Produkten seitens 

betroffener Unternehmen in Form von Kostensteigerungen weitergeleitet bekommen. LKW 

Maut, höhere CO2-Abgaben und höhere Steuern in der Landwirtschaft verschärfen die 

Entwicklung und beschleunigen einen gefährlichen Trend. Entlastungen in Form eines 

Klimageldes fallen regelmäßig einer falschen Mobilitätswende, ideologischen Projekten, einer 

verfehlten Migrationspolitik und einer unwirtschaftlichen Energiewende zum Opfer. 

 

 



SPD, Grüne und FDP stehen für eine Politik, die das Leben der Menschen immer teuer macht. 

Notwendig wären daher vorgezogene Neuwahlen und eine offene Grundsatzdebatte über das 

deutsche Steuer- und Abgabensystem, damit am Monatsende deutlich mehr Netto vom Brutto 

bleibt.“ 

 


